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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

§ 1 Abs. 3 
 
Gebietsabgren-
zung 

„Der Gebietskulissenmel-
dung fehlt es bis heute an 
fachlicher und rechtlicher 
Plausibilität.“ 
Bei der Kulissenmeldung 
gab es eine Ungleichbe-
handlung mit anderen 
Standorten an der nieder-
sächsischen Küste.  
 
Einige Bereiche zwischen 
dem Emder Seedeich und 
der Fahrrinne sowie die 
Hafenentwicklungsbereiche 
am Rysumer Nacken  
sollen aus dem NSG ge-
nommen werden. 
 
  
 
 
 

Stadt Emden 
(56) / IHK Ost-
friesland-Pa-
penburg (65) / 
AG „Ems“ (35) 
u.a. 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Die Abgrenzung des FFH-Gebiets 002 
„Unter- und Außenems“ wurde 2006 unter 
Beteiligung der Öffentlichkeit durch das 
Niedersächsische Umweltministerium fest-
gelegt und das Gebiet in diesen Grenzen 
an die EU-Kommission gemeldet. Hierbei 
wurden gem. Anhang III FFH-Richtlinie 
ausschließlich fachliche Aspekte zu 
Grunde gelegt. 
Die Sicherung der gemeldeten Gebiete 
muss in den gemeldeten Grenzen erfol-
gen. Eine Anpassung kann nur aufgrund 
eines nachweisbaren wissenschaftlichen 
Irrtums oder einer zeichnerischen Unge-
nauigkeit vorgenommen werden. Darüber 
hinaus gehende Änderungen sind nur mit 
Zustimmung der EU-Kommission möglich. 
„Landemole Knock“ und „Emspier“ und 
„Emskai“ sind mit der vorstehenden Be-
gründung nicht in das Naturschutzgebiet 
aufgenommen worden. Eine vorgezogene 
Berücksichtigung zukünftiger Projekte ist 
in der FFH-Richtlinie nicht vorgesehen. 

 

    

Der gesamte Deichkörper 
muss zwingend außerhalb 
des NSG liegen. 
Zukünftige Erhöhungen der 
Deiche dürfen nicht dazu 
führen, dass Teile des Dei-
ches anschließend im NSG 
liegen. Ein seeseitiger 

Deichacht 
Krummhörn 
(28) / Land-
kreis Aurich 
(39) 

Dem Einwand wird nicht gefolgt.  
Der Deichkörper liegt mit Ausnahme eines 
Abschnittes am Rysumer Nacken außer-
halb des NSG. Eine dynamische Grenze 
oder ein 50 m-Puffer sind nicht möglich, 
siehe Ausführungen oben. Eine Deicher-
höhung mit Flächeninanspruchnahme im 
FFH-Gebiet oder sonstigen Auswirkungen 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

50 m- Schutzstreifen ist er-
forderlich. Die Grenze 
sollte sich bei Verschiebun-
gen automatisch anpassen.  
 
Mögliche zukünftige Dei-
cherhöhungen werden in 
den Freistellungen des § 4 
der Verordnung nicht aus-
reichend freigestellt, da § 3 
auch das Errichten von An-
lagen und Bauwerken ver-
bietet. 

auf die Erhaltungsziele  erfordert bereits 
seit 2006 eine Verträglichkeitsprüfung 
nach § 34 BNatSchG; dies ändert sich 
durch die Schutzgebietsausweisung nicht. 
Zusätzlich ist jedoch eine Befreiung nach 
§ 5 der Verordnung erforderlich. 
Eine Freistellung ist nur für bereits recht-
mäßig bestehende Anlagen oder solche 
Vorhaben möglich, für die erhebliche Be-
einträchtigungen des Gebietes und seines 
Schutzzwecks ausgeschlossen werden 
können. 
Dies ist bei einigen Deichbauvorhaben 
nicht gegeben. In solchen Fällen liegen je-
doch i.d.R. Gründe des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses vor, so dass eine 
Maßnahme bei Vorliegen der Vorausset-
zungen grundsätzlich auch dann durchge-
führt werden kann, wenn sie sich als un-
verträglich herausstellen sollte (vgl. § 5 
der Verordnung; i.a.R. sind sog. Kohä-
renzmaßnahmen erforderlich).  
Als Beispiel für den Ablauf einer solchen 
Maßnahme im FFH-Gebiet kann die Dei-
cherhöhungsmaßnahme zwischen Emder 
Hafeneinfahrt und Borßumer Siel dienen. 

§ 2 
 
Schutzzweck 

Es besteht die Befürch-
tung, dass das Teekauf-
kommen durch die geplan-
ten Bewirtschaftungsbe-
schränkungen steigen 
könnte. 

Rheider Deich-
acht (19) 

Der Einwand ist unbegründet. 
Die Vorlandflächen im geplanten NSG 
nehmen nur eine sehr geringe Flächen-
größe ein. Mit einem signifikant erhöhten 
Teekaufkommen ist nicht zu rechnen.  
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

§ 2 Abs. 3 Nr. 2 c) 
Begründung 
 
Seehund - Unter-
wasserschall 

„Minimierung von Störun-
gen durch anthropogenen 
Unterwasserschall“: Diese 
Formulierung ist zu allge-
mein und damit missver-
ständlich. Daher sollte - zu-
mindest im Begrün-
dungstext - eine Präzisie-
rung dahingehend erfolgen, 
dass diesbezüglich weder 
Schallemissionen der 
Schifffahrt noch der See-
vermessung (Peilwesen) 
gemeint seien. 

Wasser- und 
Schifffahrtsver-
waltung des 
Bundes (40) / 
IHK Ostfries-
land-Papen-
burg (65) 
 

Dem Einwand wird teilweise gefolgt. 
Die Relevanz von Unterwasserschall-
Emissionen misst sich an den Auswirkun-
gen auf die Art Seehund. 
Unabhängig davon ist die Schifffahrt mit 
ihren Auswirkungen, sofern sie als Benut-
zung der Bundeswasserstraße erfolgt, in § 
3 Abs. 4 Nr. 2 der VO abgedeckt und un-
eingeschränkt weiterhin möglich. Die See-
vermessung z. B. durch das BSH ist in § 4 
Abs. 2 jetzt Nr. 2 b) freigestellt: Das Betre-
ten und Befahren des Gebietes „durch Be-
dienstete anderer Behörden und öffentli-
cher Stellen in Erfüllung der dienstlichen 
Aufgaben (…).“ Im Rahmen der Unterhal-
tung der Bundeswasserstraße durch die 
WSV ist sie bundesrechtlich geregelt und 
somit nicht betroffen (§ 3 Abs. 4 Nr. 1).  

Ergänzung in der Begründung 
zu § 2 Abs. 3 Nr. 2 c): 
Ziel im Naturschutzgebiet ist in 
Bezug auf den Seehund auch 
die Minimierung von Störungen 
durch Unterwasserschall, die 
u. a. zu Verhaltensänderungen 
und damit einer Beeinträchti-
gung des Lebensraums führen 
können. Dies betrifft z. B. 
Rammarbeiten, bei denen ent-
sprechende Vorkehrungen vor-
zunehmen sind, um die Schal-
lemissionen zu vermindern.  
Schallemissionen durch den 
Schiffsverkehr gehören zur 
bundesrechtlich geregelten Nut-
zung der Bundeswasserstraße 
und fallen nicht unter den Re-
gelungsbereich der Verordnung 
(s. § 3 Abs. 3). Die Seevermes-
sung ist, sofern sie über die Un-
terhaltung der Bundeswasser-
straße hinausgeht, in § 4 Abs. 2 
Nr. 2 b) freigestellt. 

§ 3 Abs. 1, Satz 2 
 

Auswirkungen 
von außen, die in 
das Gebiet hinein-
wirken 
 

„Besonders kritisch sehen 
wir daher § 3 Verbote Abs. 
1 "[...] Gleiches gilt für 
Handlungen außerhalb des 
NSG, die sich auf das NSG 
entsprechend auswirken." 
 
 

IHK Ostfries-
land-Papen-
burg (65) / AG 
„Ems“ (35) / 
WINGAS 
GmbH (27) / 

Dem Einwand wird gefolgt. 
Für das Gebiet gilt seit dem Zeitpunkt der 
Meldung als FFH- bzw. Vogelschutzgebiet 
das sogenannte Verschlechterungsverbot. 
Dieses ist in § 33 Abs. 1 Satz 1 Bundesna-
turschutzgesetz geregelt: „Alle Verände-
rungen und Störungen, die zu einer erheb-
lichen Beeinträchtigung eines Natura 

Streichung der Passage aus 
der Verordnung. 
Ergänzungen in der Begrün-
dung (§ 3 Abs. 1, letzter Ab-
satz): 
„Erforderliche Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr oder Unfallbe-
kämpfung werden durch die 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

 Wintershall 
Holding 
GmbH(36) / 
EWE Gasspei-
cher GmbH 
(48)  
u. a. 

2000-Gebiets in seinen […] maßgeblichen 
Bestandteilen führen können, sind unzu-
lässig.“ Da hier nicht auf Handlungen in-
nerhalb des Gebietes, sondern auf alle 
Handlungen abgestellt wird, gilt § 33 Abs. 
1 gilt auch ohne eine explizite Nennung in 
der Verordnung.  

NSG-Verordnung jedoch nicht 
verhindert (§ 3 Abs. 3). 
Zusätzlich finden bei der Erfül-
lung von Aufgaben der Gefah-
renabwehr einzelgesetzliche 
Vorschriften zur Gefahrenab-
wehr sowie die Regelungen des 
Niedersächsischen Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG) An-
wendung. 
 
 

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 
und 5 
 
Ausbeutung na-
türlicher Ressour-
cen und Marine 
Aquakulturen 

Die Bestimmungen in § 3 
Abs. 1 Nr. 3 und 5 sind er-
satzlos zu streichen. 

Niedersächsi-
scher Heimat-
bund 

Dem Einwand wird teilweise gefolgt. 
Auf eine explizite Nennung von Aktivitäten 
zur Ausbeutung von Ressourcen und der 
Errichtung mariner Aquakulturen in den 
Verboten (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 5) wird 
nicht verzichtet. Eingriffe dieser Art erfor-
dern bei entsprechenden Auswirkungen 
auf das Gebiet/den Schutzzweck in eine 
Befreiung nach § 5 der VO. Es ist nach-
vollziehbar, dass eine einfache Zustim-
mung durch die zust. Naturschutzbehörde 
hier bei größeren Vorhaben unzureichend 
ist.  

Änderung in der VO (§ 3 Abs. 1 
Nr. 3 und 5): 
Es wird jeweils der Zustim-
mungsvorbehalt entfernt. 

§ 3  
 
Baggern & Ver-
klappen 
 
 
 

Sämtliche Einträge (Umla-
gerungen) innerhalb der 
Ems haben zu unterblei-
ben, solange sie Einwirkun-
gen auf die Sedimentation, 
die Schadstofffrachten und 
das Trübungsverhalten im 

LABÜN (49) Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Maßnahmen im Rahmen der Unterhaltung 
der Bundeswasserstraße unterliegen Bun-
desrecht und sind daher nicht landesrecht-
lich zu unterbinden.  
Maßnahmen Dritter erfordern eine Vorprü-
fung der FFH-Verträglichkeit, sofern sie 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

FFH-Gebiet "Außenems" 
haben. 

nicht im Rahmen bereits genehmigter Vor-
haben erfolgen. Diese genießen Be-
standsschutz. 

§ 3 Abs. 1 Nr. 4 
 
Verbot der Ver-
klappung von 
Baggergut 

Das Verbot der Verklap-
pung soll unter einen Ge-
nehmigungsvorbehalt ge-
stellt werden. 

NPorts (69) Dem Einwand wird nicht gefolgt. Gleich-
wohl werden Verordnung und Begründung 
ergänzt. 
 

In der Verordnung wird ergänzt 
(§ 3, Abs. 1, Nr. 4): 
…soweit die Erheblichkeits-
schwelle im Rahmen der Prü-
fung nach § 34 Abs. 2 
BNatSchG überschritten wer-
den kann; 
Die Begründung wird ange-
passt (§ 3 Abs. 1 Nr. 4): 
Bei einer beabsichtigten neu zu 
genehmigenden Verklappung 
ist demnach eine Prüfung nach 
§ 34 BNatSchG durchzuführen. 
Ist Ergebnis der Prüfung nach § 
34 Abs. 2 BNatSchG, dass eine 
Verklappung zu keiner erhebli-
chen Beeinträchtigung des Ge-
bietes in seinen für die Erhal-
tungsziele oder den Schutz-
zweck maßgeblichen Bestand-
teilen führen kann, so ist es mit 
Blick auf die FFH-Verträglich-
keitsprüfung zulässig und be-
darf keiner Befreiung von den 
Verboten der Schutzgebietsver-
ordnung, da dieser Fall gemäß 
Verordnungstext vom Verbots-
tatbestand der Schutzgebiets-
verordnung ausgenommen ist. 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 
Sind erhebliche Beeinträchti-
gung nicht auszuschließen und 
demzufolge die Ausnahmerege-
lung nach § 34 Abs. 3 bis 5 
BNatSchG in Anwendung zu 
bringen, bedarf es einer Befrei-
ung gemäß § 5 der NSG-Ver-
ordnung. 
 

Bereits in § 3 Abs.1 Nr.4 
der VO soll auf die Unbe-
rührtheit von hoheitlichen 
Aufgaben hingewiesen 
werden. 

Bundesanstalt 
für Gewässer-
kunde (BfG) 
(50) 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Es wurde bewusst zwischen Verboten und 
entsprechenden Freistellungen sowie un-
ter übergeordnetes Recht fallenden Tätig-
keiten unterschieden. Eine ausreichende 
Erklärung existiert bereits in der Begrün-
dung. 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

§ 3 Abs. 1 Nr. 4  
 
Verklappung von 
Baggergut 
 
(Begründung) 
 

Vorschlag für eine entspre-
chende Änderung des Ab-
schnitts in der Begründung: 
"Der Erhaltungszustand 
des LRT "Ästuarien" kann 
durch (Bagger-) Verklap-
pungsaktivitäten in der Au-
ßenems beeinträchtigt wer-
den. In deren Folge kann 
es lokal zu einer Verände-
rung der Substratzusam-
mensetzung (Strömungs 
und Sedimentbedingun-
gen) sowie zu einer zeit-
weise erhöhten Wassertrü-
bung im Nahbereich 
kommen. Bei einer beab-
sichtigten neu zu geneh-
migenden Verklappung ist 
eine Prüfung nach § 34 
BNatSchG durchzuführen, 
wenn erhebliche Beein-
trächtigungen nicht auszu-
schließen sind.“ 

Dem Einwand wird z.T. (in Bezug auf den 
letzten Satz) gefolgt. 
Das Thema Ausbaggern wird hier ange-
führt, um auf die vorliegenden Vorbelas-
tungen (Gewässertrübung, Morphodyna-
mik) hinzuweisen. Diese sind für die Be-
wertung einer Beeinträchtigung durch zu-
sätzliche Verklappungen relevant. Für wei-
tere Verklappungen ist, wie vorgeschlagen  
eine Vorprüfung der FFH-Verträglichkeit 
durchzuführen. 

In der Verordnung wird ergänzt 
(§ 3, Abs. 1, Nr. 4): 
…soweit die Erheblichkeits-
schwelle im Rahmen der Prü-
fung nach § 34 Abs. 2 
BNatSchG überschritten wer-
den kann; 
Die Begründung wird ange-
passt (§ 3 Abs. 1 Nr. 4): 
Bei einer beabsichtigten neu zu 
genehmigenden Verklappung 
ist demnach eine Prüfung nach 
§ 34 BNatSchG durchzuführen. 
Ist Ergebnis der Prüfung nach § 
34 Abs. 2 BNatSchG, dass eine 
Verklappung zu keiner erhebli-
chen Beeinträchtigung des Ge-
bietes in seinen für die Erhal-
tungsziele oder den Schutz-
zweck maßgeblichen Bestand-
teilen führen kann, so ist es mit 
Blick auf die FFH-Verträglich-
keitsprüfung zulässig und be-
darf keiner Befreiung von den 
Verboten der Schutzgebietsver-
ordnung, da dieser Fall gemäß 
Verordnungstext vom Verbots-
tatbestand der Schutzgebiets-
verordnung ausgenommen ist. 
Sind erhebliche Beeinträchti-
gung nicht auszuschließen und 
demzufolge die Ausnahmerege-
lung nach § 34 Abs. 3 bis 5 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 
BNatSchG in Anwendung zu 
bringen, bedarf es einer Befrei-
ung gemäß § 5 der NSG-Ver-
ordnung. 

§ 3 Abs. 2 
 
Betretensregelung 
  

Wir begrüßen ausdrücklich 
die vorgestellte Betretens-
regelung, die zum einen 
dem Schutzzweck ent-
spricht und zum anderen 
eine, aller Wahrscheinlich-
keit nach, gesellschaftlich 
akzeptierte Einschränkung 
der Naherholung darstellt. 

Nationalpark-
verwaltung 
Nds. Watten-
meer (68) 

Zustimmende Äußerung zum Entwurf.  

Die Stadt Emden begrüßt 
die weiterhin gegebene 
Möglichkeit (…) die Strand-
abschnitte (…) nördlich des 

Stadt Emden 
(56) / 
Naturschutz-
beauftragter 
Stadt Emden 
(47) 

Zustimmende Äußerung zum Entwurf.  
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

Industrie- und Gewerbege-
biets Rysumer Nacken be-
treten zu können. 

Die Betretungserlaubnis ist 
auf den südlichen Abschnitt 
zu beschränken. Die Stich-
strecke endet „blind“ an der 
Ruhezone des NLP und 
gefährdet diese somit.  
 
 

Niedersächsi-
scher Heimat-
bund (58) /  
LABÜN (49) 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Wie die Stellungnahme des Nationalparks 
und der Stadt Emden bestätigen, stellt die 
gefundene Regelung das Ergebnis einer 
Abwägung zwischen Nutzungsinteressen, 
die im Rahmen der Vorabstimmung über-
zeugend vertreten wurden, und dem 
Schutzzweck dar. Zur Verhinderung des 
Betretens der Ruhezone des National-
parks wird eine entsprechende Beschilde-
rung vorgenommen.  

Ergänzung der Begründung: 
Im Norden schließt sich die Ru-
hezone des Nationalparks Nie-
dersächsisches Wattenmeer 
an, deren Betreten nicht erlaubt 
ist. Eine entsprechende Be-
schilderung wird durch die zu-
ständigen Naturschutzubehör-
den sichergestellt. 

Aufgrund der avifaunisti-
schen Bedeutung ist eine 
zeitliche Begrenzung des 
Betretens der Wege (in der 
Zeit vom 15. Juli bis zum 
30. September) vorzuse-
hen. 

LABÜN (49) Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
In Abstimmung mit der staatlichen Vogel-
schutzwarte im NLWKN ist von der Nut-
zung der an das gepl. NSG Außenems an-
grenzenden Teekabfuhrwege keine erheb-
liche Beeinträchtigung des Schutzgegen-
stands zu erwarten. 

 

§ 3 Abs. 2  
 
Wassersport, 
Kitesurfen 

Die Ausübung von Wasser-
sportarten, besonders 
Kitesurfen, ist naturverträg-
lich und darf nicht einge-
schränkt werden.  

Hochschule 
Emden-Leer 
(1), zwei pri-
vate Einwen-
der (34, 53) 
einschließlich 
einer Liste mit 
487 Unter-
schriften 
 
 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Die benannten Aktivitäten werden durch 
die Naturschutzgebietsverordnung nicht 
unmittelbar verboten, mittelbar aber durch 
das Betretensverbot eingeschränkt. Das 
Verbot, Lenkdrachen steigen zu lassen, 
betrifft nicht die Ausübung des Kitesur-
fens, sofern diese Aktivität ein Befahren 
der Bundeswasserstraße darstellt (vgl. § 3 
Abs. 4 der Verordnung). Für einen Teil des 
benannten Nutzungsbereichs (Fahrwasser 
und Bereich zwischen Emder Seedeich 

Ergänzung der VO (§ 3 Abs. 2): 
Das NSG darf ohne Zustim-
mung der zuständigen Natur-
schutzbehörde nicht betreten o-
der auf sonstige Weise aufge-
sucht werden. 



Themenbezogene Synopse - Geplantes Naturschutzgebiet „Außenems“ – Verfahren nach § 22 BNatSchG i.V.m. § 14 NAGBNatSchG – NLWKN  

10 
 

Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

und Geiseleitdamm) ist das Segelsurfen 
(Kitesurfen ist analog zu verstehen) schiff-
fahrtsrechtlich untersagt. 
Der Wassersport hat je nach Sportart und 
Ort und Zeit seiner Ausübung durchaus 
signifikante Auswirkungen auf die für das 
Naturschutzgebiet relevanten Schutzgüter. 
Besonders das Kitesurfen ist in Bezug auf 
Brut- und Hochwasserrastplätze und 
Schwimmvögel in erheblichem Maße prob-
lematisch. Das Betreten der Watt- und 
Vorlandbereiche kann daher besonders in 
den Vogelschutzgebieten nicht freigestellt 
werden.   
Die Verordnung wird jedoch insoweit an-
gepasst, dass bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde ein Antrag auf Zustimmung 
zu einer Ausnahme von der Betretensre-
gelung gestellt werden kann.  
So kann im Einzelfall geprüft werden, ob 
die Aktivität unter bestimmten Bedingun-
gen (Ort, Zeit) mit dem Schutzzwecke ver-
einbar ist und (widerruflich) erlaubt werden 
kann.  

Unerwähnt bleibt das hohe 
Störpotenzial von Surfern 
und vor allem Kitern, die 
seit einigen Jahren im Be-
reich des alten Knockster 
Sieles massive Störungen 
verursachen. Die Brack-
wasserbucht an der alten 
Knockster Sielmuhde wird 

Landeswan-
derverband 
Nie-dersach-
sen (52) 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Es gibt in der Verordnung ein Betretungs-
verbot für die Knockster Bucht. Für ein 
Verbot des Kitesurfens im Bereich der 
Bundeswasserstraße fehlt hier die Rechts-
grundlage. 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

von Großen Brachvögeln 
und anderen seltenen 
Wasservögeln als Rast-
platz genutzt. Kiter und 
Surfer überqueren hier re-
gelmäßig die Salzwiesen 
und verursachen Totalver-
treibungen geschützter Vo-
gelarten. Der gesamte 
Wasserbereich in dieser 
Bucht sollte für Kitesurfer 
tabu sein. Alternativ bliebe 
den Sportlern der Mahlbu-
sen am Schöpfwerk Knock. 

§ 4  
 
Freistellungen 

Anpassung der Nutzungen 
an die funktionalen Ansprü-
che der wertbestimmenden 
Zugvogelarten 

LABÜN (49) Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Die rechtmäßig ausgeübten Nutzungen 
werden im Rahmen der VO u.a. unter Be-
rücksichtigung der Ziele des Vogelschut-
zes so weit geregelt, wie das im Rahmen 
der Sozialpflichtigkeit des Eigentums mög-
lich ist. Weitergehende notwendige Ein-
schränkungen von Nutzungen wären im 
Rahmen der Managementplanung im Hin-
blick auf das Erfordernis zu prüfen und im 
Bedarfsfalle mit entsprechenden Instru-
menten umzusetzen. 

 

§ 4 Abs. 2 
 
Außentiefs und 
Hafenzufahrten 

Außentiefs und Hafen-zu-
fahrten gehören nicht 
grundsätzlich zur Bundes-
wasserstraße und müssen 
freigestellt werden. 

Stellungnahme 
im Verfahren 
NSG „Un-
terems“: 
NLWKN Be-

Dem Einwand wird gefolgt. 
 
 

Folgende Freistellung wird in § 
4 Abs. 2 Nr. 1 der VO ergänzt:  
Allgemein freigestellt ist das 
Betreten und Befahren des Ge-
bietes einschließlich der Au-
ßentiefs und der Zufahrten zu 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

triebsstelle Au-
rich (hier Nr. 
48) 
 

den Hafenanlagen durch die Ei-
gentümer und Nutzungsberech-
tigten sowie deren Beauftragte 
zur rechtmäßigen Nutzung oder 
Bewirtschaftung der Flächen. 
 
Folgende Ausführung wird in 
der Begründung (§ 4 Abs. 2 Nr. 
1) ergänzt und geändert: 
Das Befahren der Bundeswas-
serstraße Ems wird durch die 
Verordnung nicht eingeschränkt 
(vgl. § 3 Abs. 3). Die Außentiefs 
und Hafenzufahrten, sofern sie 
von Leitdämmen oder Molen 
ein- oder beidseitig begrenzt 
sind, sind z.T. nicht Bestandteil 
der Bundeswasserstraße. Um 
klarzustellen, dass der Schiffs-
verkehr zwischen der Bun-
deswasserstraße und den Au-
ßentiefs und Zufahrten zu den 
Hafenanlagen (einschließlich 
Borßumer Außentief, Lande-
mole Ems, Emspier, Emskai, 
Zufahrt Hafen Emden) ebenfalls 
keiner Einschränkung unter-
liegt, wird dieser zusätzlich frei-
gestellt.  

Freistellung des Befahrens 
oder sonstigen Aufsuchens 
für Nutzungsberechtigte 
nur, wenn (u.a.) Nutzung 

LABÜN (49) Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Rechtmäßig ausgeübte Nutzungen haben 
ggf. auch dann Bestandsschutz und sind 
weiterhin zulässig, wenn sie nicht den 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

mit Erhaltungszielen in Ein-
klang steht, und nur zwi-
schen Sonnenauf- und  un-
tergang 

Schutzzielen entsprechen. Ein faktisches 
Verbot wäre entschädigungspflichtig.  
Ein grundsätzliches Verbot des Aufsu-
chens des Gebietes in der Dunkelheit 
wäre nicht verhältnismäßig. 

§ 4 Abs. 4 Satz 2 
 
Jagdliche Nut-
zung 

Änderungsvorschlag: „Das 
nach Art. 6 Abs. 3 des 
Ems-Dollart-Umwelt-proto-
koll geltende Jagdverbot 
für Seehunde bleibt unbe-
rührt.“  
Begründung: Der Aus-
gleichs- und Grenzvertrag 
zwischen D und NL, der 
Ems-Dollart-Vertrag und 
auch die hierauf aufsetzen-
den zwischenstaatlichen 
Verträge wie zum Beispiel 
das Ems-Dollart-Umwelt-
protokoll kennen den Be-
griff „gemeinsames Gebiet“ 
nicht. Nach deutscher 
Rechtsauffassung gibt es 
ein solches auch nicht. 
 

Generaldirek-
tion Wasser-
straßen und 
Schifffahrt für 
die Wasser- 
und Schiff-
fahrtsverwal-
tung des Bun-
des (GDWS) 
(40) 

Dem Einwand wird gefolgt. In der VO (§ 4 Abs. 4 Satz 2) 
wird geändert: 
Das im „gemeinsamen Gebiet“ 
geltende Jagdverbot für Rob-
ben nach Art. 6 Abs. 3 des 
Ems-Dollart-Umweltprotokolls 
bleibt unberührt.  
 
(Analog wird der Begriff in § 10 
der VO und der Begründung 
gestrichen). 

§ 4 Abs. 2 Nr. 7 
und 8 
 
Auswirkungen auf 
bestehende Nut-
zungen 

Bestehende Nutzungen 
dürfen nicht beeinträchtigt 
werden, u.a.: 

- Hafenanlagen 
- Schifffahrt 
- (Forschungs-)Wind-

energieanlagen  
 

ENERCON 
GmbH (25), 
IHK Ostfries-
land-Papen-
burg (65) Inte-
ressenvertre-
tungen (26, 

Der Einwand ist überwiegend unbegrün-
det.  
Rechtmäßig bestehende Nutzungen ge-
nießen Bestandsschutz und sind in § 4 
Abs. 2 Nr. 7 und 8 der Verordnung freige-
stellt. Dies schließt die Nutzung und Unter-
haltung von Anlagen ein (außerdem die In-

Ergänzung der VO (§ 4 Abs. 2 
Nr. 7): 
(…) die Nutzung, der Betrieb 
und die Unterhaltung der recht-
mäßig bestehenden Anlagen 
und Einrichtungen, insbeson-
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

66) und Unter-
nehmen der 
Hafenwirt-
schaft (35, 63, 
64, 67, 70) 

standsetzung und den Ersatz durch gleich-
artige Anlagenbestandteile, beides jedoch 
mit Zustimmungsvorbehalt).  
Die Nutzung und Unterhaltung der Bun-
deswasserstraße ist nach Bundesrecht ge-
regelt und wird deshalb durch die Verord-
nung nicht eingeschränkt (vgl. § 3 Abs. 4 
der VO). 

dere Küstenschutz- und Hafen-
anlagen, Schiffsanleger, Seeka-
bel und Rohrleitungen; 

Der sichere Anlagenbetrieb 
muss gewährleistet sein. 

WINGAS 
GmbH u.a. 
Leitungsbe-
treiber 

Der Einwand ist unbegründet. 
Die NSG-Verordnung bestimmt in § 3 
Abs. 4, dass die Verbote des § 3 Abs. 1 
und 2 nicht für Maßnahmen der Gefahren-
abwehr und Unfallbekämpfung gelten. 
Darüber hinaus finden bei der Erfüllung 
von Aufgaben der Gefahrenabwehr einzel-
gesetzliche Vorschriften zur Gefahrenab-
wehr sowie die Regelungen des Nieder-
sächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) An-
wendung. 

 

§ 4 Abs. 2 Nr. 8 
 
Instandsetzungs-
maßnahmen 

Die Formulierung „nach 
Anzeige bei der zuständi-
gen Naturschutzbehörde“ 
z. B. in Abs. 2 Satz 1  
Nr. 8 ist zu ergänzen um: 
„nach vorheriger Anzeige“ 
und mit einer angemesse-
nen Frist, zu versehen.   
Praktische Erfahrungen 
des Betriebs von Behör-
denfahrzeugen im Weltna-
turerbe Wattenmeer zei-

Landkreis Leer 
(38) /  Biologi-
sche Schutz-
gemeinschaft 
Hunte Weser-
Ems e. V. 
(BSH) 41 

Dem Einwand wird gefolgt. 
Eine fachliche Abstimmung kann im Rah-
men der Anzeigepflicht durch die zustän-
dige Naturschutzbehörde eingefordert 
werden, sofern erforderlich. 

Die Freistellung in der VO wird 
wie folgt ergänzt (§ 4 Abs. 2 Nr. 
8): 
„die Instandsetzung der recht-
mäßig bestehenden Anlagen 
und Einrichtungen einschließ-
lich Küstenschutzanlagen nach 
Anzeige bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde mindes-
tens drei Wochen vor Beginn 
der Maßnahmen.“ 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

gen, dass fachliche Ab-
sprachen zur Erreichung 
der Naturschutzziele drin-
gend nötig sind. 
 
Nicht nur Anzeige ist den 
zuständigen Naturschutz-
behörden zu machen, son-
dern fachliche Abstimmung 
ist zu leisten. 

§ 4  
 
Weitere erforderli-
che Freistellung / 
Vermessungs-
drohnen 

Eine Freistellung von Ver-
messungsdrohnen des 
NLWKN fehlt.  
 

NLWKN Be-
triebsstelle Au-
rich, Gewäs-
serkundlicher 
Landesdienst 
(55) 

Dem Einwand wird gefolgt. 
Die benötigte Freistellung wird ergänzt. 
 

Ergänzung in der VO (§ 4 
Abs. 2 Nr.5):  
Allgemein freigestellt ist:  
„das Betreiben von unbemann-
ten Luftfahrzeugen zur Vermes-
sung des Vorlandes mit vorheri-
ger Zustimmung der zuständi-
gen Naturschutz-behörde;“ 

§ 4 Abs. 6 
 
Fischerei 
Freistellungen 
 

Die Freizeitfischerei sollte 
im Bereich der Knockster 
Bucht aus naturschutzfach-
lichen Gründen nicht frei-
gestellt sein.   

Stadt Emden 
(56) / Land-
kreis Leer (38) 
 

Dem Einwand wird gefolgt. 
Gefordert wurde in der „Vorab-Beteiligung“ 
von Angelvereinen und dem Staatlichen 
Fischereiamt Bremerhaven eine Freistel-
lung der Hobbyfischerei, die in die VO 
übernommen wurde. 
Die Freistellung wird nun konkretisiert und 
das Freizeitangeln wird lediglich auf befes-
tigten Flächen freigestellt. 

Änderung in der VO (§ 4 Abs. 
3):  
Freigestellt ist die natur- und 
landschaftsverträgliche fische-
reiliche Nutzung gemäß dem 
Niedersächsischen Fischerei-
gesetz; die Freizeitangelnut-
zung und die Reusenfischerei 
jedoch nur von befestigten Flä-
chen oder vom Wasser aus.  
 
 
„Soweit nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass eine Kon-

 
 
 

 
Die Formulierung in Bezug 
auf die Muschelfischerei ist 

 
 
 

 

 
 
 

 
Dem Einwand wird gefolgt. 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

missverständlich. Es 
könnte verstanden werden, 
dass sie nicht landschafts-
verträglich sei. 

Niedersächsi-
sche Muschel-
fischer GbR 
(21) 

Die Formulierung wird abgeändert um den 
Eindruck einer Vorwegnahme des Prü-
fungsergebnisses zu vermeiden. 

sum- und Besatzmuschelfische-
rei in den trockenfallenden Be-
reichen des Hund- und Paap-
sands die Erhaltungsziele nach 
§ 2 Abs. 3 und 4 erheblich be-
einträchtigt, ist diese nur unter 
den Voraussetzungen des § 34 
BNatSchG (Prüfung zur Beur-
teilung von erheblichen Beein-
trächtigungen gem. Art. 6 Abs. 
3 der FFH-Richtlinie) zulässig.“ 

Die Hobbyfischerei soll ver-
boten werden. Die Ein-
schränkungen der Berufsfi-
scherei sind nicht ausrei-
chend. 
 
Die Muschelfischerei sollte 
auf Hund und Paapsand 
grundsätzlich verboten 
werden. 

LABÜN (49) / 
Landes-wan-
derverband 
Niedersachsen 
(52) / Nieder-
sächsischer 
Heimatbund 
(58) 

Dem Einwand wird teilweise gefolgt. 
Das Freizeitangeln wird in dem Bereich 
eingeschränkt, in dem Konflikte in Bezug 
auf die Schutzgüter zu erwarten sind (nur 
von befestigten Flächen aus oder vom 
Wasser aus). Ein Verbot wäre unverhält-
nismäßig, da eine erhebliche Beeinträchti-
gung durch die Hobbyfischerei nicht gese-
hen wird, sofern sie von befestigten Flä-
chen aus erfolgt. 
Die Berufsfischerei findet derzeit nicht in 
nennenswertem Umfang statt. Ein Rege-
lungsbedarf wird daher nicht gesehen. 
 
Für die Muschelfischerei auf dem Hund 
und dem Paapsand ist eine Vorprüfung 
der FFH-Verträglichkeit vorgesehen. Dies 
schließt eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Muschelbestände aus. Somit ist eine 
ausreichende Regelung gegeben. 
 

Ist es beabsichtigt, dass 
die Fischerei auf alle Mu-
schelarten außerhalb des 
Hund und Paapsandes frei-
gestellt ist? 

Nationalpark-
verwaltung 
Nds. Watten-
meer (68) 

Außerhalb des Hunds und des Paapsan-
des sind keine Einschränkungen der Fi-
scherei vorgesehen, sofern diese natur- 
und landschaftsverträglich erfolgt. 

 

Fischerei und Muschelfi-
scherei sind ein wichtiger 

Gemeinde 
Krummhörn 
(37) 

Der Einwand ist unbegründet. 
Die natur- und landschaftsverträgliche Fi-
scherei ist weitgehend freigestellt (§ 4 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

Wirtschaftsfaktor und ha-
ben eine große Bedeutung 
für den Tourismus. Weitere 
Einschränkungen der Fi-
scherei sind nicht hinnehm-
bar. Einschränkende Rege-
lungen sollen nicht in die 
Verordnung aufgenommen 
werden. 

Abs. 3). Der Hinweis in Bezug auf die Er-
forderlichkeit einer Vorprüfung der FFH-
Verträglichkeit für die Muschelfischerei auf 
dem Hund und dem Paapsand entspricht 
aus Sicht des NLWKN dem Status Quo 
(der Fischereiplan-Entwurf aus dem Jahr 
2010 war aus diesem Grund aus Sicht des 
NLWKN nicht FFH-verträglich).   

§ 4 Abs. 7 
 
Jagd  
Freistellungen 
 

Es wird ein generelles 
Jagdverbot im Vogel-
schutzgebiet gefordert. 

LABÜN (49) / 
Landeswan-
derverband 
Niedersachsen 
(52) 
 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Aufgrund spezialgesetzlicher Regelungen 
des Jagdgesetzes können die Kernfunktio-
nen der Jagdausübung i.S. von § 1 Abs. 4 
und 5 Bundesjagdgesetz durch den 
NLWKN als Verordnungsgeber nicht in der 
Naturschutzgebietsverordnung einge-
schränkt werden. Die Jagd in Vogelschutz-
gebieten wird über die Verordnung zur 
Durchführung des Niedersächsischen 
Jagdgesetzes (DVO-NJagdG) geregelt. 

 

§ 5 
 
Auswirkungen auf 
zukünftige Vorha-
ben – notwendige 
Befreiungen 
 

Geplante Vorhaben dürfen 
nicht beeinträchtigt werden, 
u.a.: 

- Fahrrinnenanpas-
sung in der Au-
ßenems 

- Hafenentwicklung 
- Repowering von 

Windenergieanla-
gen 

Stadt Emden 
(56) / 
ENERCON 
GmbH (25), 
IHK Ostfries-
land-Papen-
burg (65) Inte-
ressenvertre-
tungen (26, 
66) und Unter-
nehmen der 
Hafenwirt-

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Wird eine neue Nutzung oder die Auswei-
tung einer bestehenden Nutzung ange-
strebt, ist bereits seit der Gebietsmeldung 
2006 eine Verträglichkeitsprüfung nach 
§ 34 BNatSchG erforderlich, sofern erheb-
liche Beeinträchtigungen des Gebietes 
und seines Schutzzwecks nicht ausge-
schlossen werden können. Dies ändert 
sich durch die NSG-Verordnung nicht. Bei 
Vorhaben, die im Rahmen der Verbote 
und Freistellungen der Verordnung nicht 
möglich sind, ist zusätzlich eine Befreiung 

 



Themenbezogene Synopse - Geplantes Naturschutzgebiet „Außenems“ – Verfahren nach § 22 BNatSchG i.V.m. § 14 NAGBNatSchG – NLWKN  

18 
 

Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

schaft (35, 63, 
64, 67, 70) 
 

nach § 5 der NSG-Verordnung erforder-
lich. Hier gilt § 67 Abs. 2 BNatSchG: Eine 
Befreiung kann gewährt werden, wenn im 
Einzelfall eine unzumutbare Belastung 
vorliegt. Hierzu können auch wirtschaftli-
che Belange zählen.  
Eine Freistellung zukünftiger Vorhaben ist 
im Rahmen der Sicherung der Natura 
2000-Gebiete rechtlich nicht möglich. Für 
die Berücksichtigung von im überwiegen-
den öffentlichen Interesse liegenden Vor-
haben (einschließlich wirtschaftlicher Be-
lange) ist § 34 BNatSchG vorgesehen. 

§ 7 / § 8  
 
Managementpla-
nung 

Die Formulierungen zu den 
bestehenden Fachplänen 
zum Emsästuar sind zu 
streichen. Es ist nicht er-
sichtlich, welche "beste-
henden Fachpläne zum 
Emsästuar" hier zu Grunde 
zu legen sind. Die Maßnah-
men aus den Fachplänen 
sind noch nicht hinreichend 
benannt bzw. bekannt, so 
dass sie naturschutzfach-
lich nicht im Detail beurteilt 
werden können. 
 
Die Formulierung unter § 7 
Abs. 2 „dem Schutzzweck 
und der Pflege und Ent-
wicklung des NSG dienen 

Landkreis Leer 
(38) / IHK Ost-
friesland-Pa-
penburg (65) 

Dem Einwand wurde gefolgt. Die Verord-
nung wurde konkretisiert. 
 

Änderung der Verordnung: (§ 7 
Abs. 2): „Dem Schutzzweck 
und der Pflege und Entwicklung 
des NSG können auch die vom 
Lenkungskreis des „Master-
plans Ems 2050“ zur Umset-
zung einstimmig empfohlenen 
Maßnahmen dienen, ebenso 
Maßnahmen aus dem beste-
henden Integrierten Bewirt-
schaftungsplan Emsästuar für 
Niedersachsen und Nieder-
lande – IBP Ems – (2016) so-
wie den Bewirtschaftungsplä-
nen und Maßnahmenprogram-
men zur Richtlinie 2000/60/EG 
des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23.10.2000 
zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der 
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Regelung der 
Verordnung 

Thema der Einwen-
dung 

Einwender Abwägung Auswirkungen auf VO/ Be-
gründung 

auch die in den bestehen-
den Fachplänen zum 
Emsästuar dargestellten 
Maßnahmen“ ist zu unkon-
kret. Es wird gemutmaßt, 
dass hier der Integrierte 
Bewirtschaftungsplan Ems 
und der Fachbeitrag Natura 
2000 gemeint sind. Dieser 
Satz und die darauf verwei-
senden Formulierungen 
sind zu streichen. Allenfalls 
darf der Masterplan Ems-
Ästuar genannt werden. 

Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 
327 S.1), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 2013/64/EU 
des Rates vom 17.12.2013 
(ABl.EU Nr. L 353 S. 8 - Was-
serrahmenrichtlinie -. Der Ver-
trag Masterplan Ems 2050 ist 
unter folgendem Link einseh-
bar: http://www.masterplan-
ems.info/fileadmin/media/05_In-
formationen/05_01_Organisa-
tion/Vertragstext.pdf. 

Die Integrierung eines Ma-
nagementplanes (hier der 
IBP-Ems) und Monitoring-
Konzeptes für die im Ge-
biet vorkommenden Le-
bensraumtypen und Arten, 
in der Verordnung sind un-
abdingbar. 

LABÜN (49) Dem Einwand wird überwiegend gefolgt. 
Die Erstellung eines Monitoringkonzeptes 
ist nicht Bestandteil der Sicherung, son-
dern der weiteren Managementplanung. 

Siehe vorherige Tabellenzeile. 

Sonstiges 
 
Naturschutzsta-
tion Ems 

Die Mitarbeiter der 
Naturschutzstation sollen 
verbindlich in die Regelun-
gen zur Freistellung einge-
bunden werden. 

LABÜN (49) / 
Biol.Sg. Hunte 
Weser-Ems 
e. V. (BSH) 
(41) 

Dem Einwand wird nicht gefolgt. 
Die Mitarbeiter der Naturschutzstation sind 
beratend tätig. Ihre Arbeitsplatzbeschrei-
bung wurde im Rahmen des „Masterplans 
Ems 2050“ unter Beteiligung der Verbände 
angefertigt. 

 

 


